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KURZ KOMMENTIERT

Staatsverschuldung

Weiter Spielraum

Am 18. April hat das Bundesverfassungsgericht nach 
nunmehr fast sieben Jahren die Normenl<ontrollklage 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom Septem ber 
1982 zurückgewiesen und der dam aligen sozial-libera- 
len Bundesregierung bescheinigt, daß die Höhe der Kre
ditaufnahme im Haushalt des Jahres 1981 verfassungs
konform war. Das G ericht bestätigte dam it, daß die Neu
verschuldung die Sum m e der Ausgaben für Investitio
nen grundsätzlich zur Abw ehr e iner S törung des ge
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts überschreiten darf.

Dieses Urteil dürfte den K läger m indestens ebenso
sehr erleichtert haben w ie den Beklagten, übertraf doch 
auch in einigen Jahren nach dem  Regierungswechsel, 
zuletzt 1988, die Neuverschuldung die Höhe der Investi
tionsausgaben -  und das obwohl sich die W irtschaft seit 
Jahren im Aufschwung befindet. Und auch fü r die Zu
kunft läßt das Gericht dem  G esetzgeber fü r die jährliche 
Kreditaufnahme einen relativ weiten E inschätzungs
und Beurteilungsspielraum. Zwar werden Bund und Län
derverpflichtet, ihre Schuldenpolitik genau zu begründen, 
eine nähere Bestimmung der zulässigen Verschuldungs
höhe haben die Richter jedoch nicht vorgenommen.

Statt dessen wird der G esetzgeber erm ahnt, endlich 
die seit 1969 in Art. 115 GG geforderte nähere Regelung 
durch ein Bundesgesetz vorzunehm en, d.h. sowohl den 
Investitionsbegriff als auch den besonders vagen Be
griff des gesam tw irtschaftlichen G leichgew ichts präzi
ser zu definieren. Da diese Begriffe auch unter Ö kono
men nicht unumstritten sind, w ird es sicher noch längere 
Zeit dauern, bis d ieser Verpflichtung nachgekomm en 
wird. Um so w ichtiger ist es, daß die von der Regierung 
gelieferten Begründungen für höhere S taatsverschul
dung von der Ö ffentlichkeit weiterhin kritisch durch
leuchtetwerden. wei

Ladenschlußzeiten

Überflüssiger Anachronismus

Daß der neueste Bonner Vorschlag zu den Ladenöff
nungszeiten -  Ladenschluß um 16 Uhr an langen Sonn
abenden als Ausgle ich fü rd ie  Spätöffnung bis 20.30 Uhr 
an allen Donnerstagen -  auf Ablehnung stößt, kann 
nicht verwundern. Denn die G ewerkschaften können 
von ihrem kom prom ißlosen W iderstand gegen die Spät
öffnung (noch) nicht abrücken, was auch im m er ihnen
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als „B e lohnung“ dafür angeboten wird. Die Arbeitgeber 

ihrerseits befürchten Umsatzeinbußen, wenn die Läden 
sam stags früher schließen m üssen, denn nach den bis
herigen Erfahrungen kauft an langen Sam stagen ein 
Fünftel der Kunden erst nach 16 Uhr ein.

Daß sich die A rbeitgeber und die G ewerkschaften in 
der Auseinandersetzung um die Ladenschlußzeiten e i
nig sind, ist nichts Neues. Neu ist aber, daß die Kunden 
des E inzelhandels einen Preis für die Spätöffnung am 
Donnerstag bezahlen sollen, näm lich die E inschrän
kung der Ö ffnungszeiten an langen Sam stagen, die 
auch für die G eschäfte gilt, die die alte Ö ffnungszeit am 
Donnerstag beibehalten. Dies läuft aber für den Kunden 
de facto auf eine Verschlechterung der E inkaufsm ög
lichkeiten hinaus, also auf das genaue G egenteil des
sen, was die Regierung eigentlich angestrebt hatte. Da
bei sind die E inkaufszeiten an Sam stagen in der Bun
desrepublik schon je tzt im Vergleich zu anderen euro
päischen Ländern, auch zu denen, die m indestens e i
nen Spätöffnungsabend in der W oche praktizieren, 
stark eingeschränkt.

Das Ladenschlußgesetz hat heute seinen ursprüngli
chen Zweck, die E inschränkung der Arbeitszeiten im 
E inzelhandel, überlebt. Die A rbeitszeiten der im Einzel
handel Beschäftigten sind inzw ischen weitgehend von 
den Ladenöffnungszeiten abgekoppelt. Durch die Ar
beitszeitverkürzung der letzten Jahre hat sich diese A b
kopplung noch verstärkt. Die Arbeitszeiten im E inzel
handel werden per Tarifvertrag und Betriebsvereinba
rung geregelt, und dies soll auch so bleiben. Eine Rege
lung der Ladenöffnungszeiten dagegen ist ein überflüs
siger Anachronism us, zu dessen Abschaffung der Bun
desregierung aber offensichtlich der Mut fehlt. iw

Raumfahrtagentur

Schwere Geburt

M it  der nun beschlossenen G ründung der D A R A - e i
ner deutschen Raum fahrtagentur nach Vorbild der 
NASA -  geht eine lange und schwere G eburt zu Ende. 
Nach m ehrjährigen Beratungen ist nun entschieden, 
daß eine GmbH mit etwa 300 M itarbeitern die staatli
chen W eltraum projekte abwickeln wird. Diese sind bis 
Ende der 90er Jahre auf ein G esam tvolum en von 20-25 
Mrd. DM zu veranschlagen. Neben den Raum fahrtpro
jekten des Forschungsm inisterium s sollen auch A uf
träge der Bundeswehr und der Bundespost über die 
neue A gentur abgew ickelt werden. Die DARA wird da
bei fü r d ie  Program m erstellung und Projektle itung so 
w ie für die Vertretung der Bundesrepublik in in te rnatio
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nalen O rgan isa tio n e n -vo r allem  in der entsprechenden 
europäischen Agentur ESA -  zuständig sein.

Die Wahl einer privatrechtlichen Rechtsform  für die 
neue Agentur, wie sie auch bei der F lugsicherung beab
sichtigt ist, wird zum einen hinsichtlich ihrer Effizienzwir
kungen, vor allem aber unter dem Gesichtspunkt der 
parlam entarischen Kontrolle zu betrachten sein. S icher
lich ist es zu begrüßen, daß bei der DARA Fachwissen 
interm inisterie ll konzentriert werden soll und dabei Syn
ergieeffekte realisierbar werden. Mit dem Blick auf die 
Effizienzverbesserungen lassen sich aber die ord
nungspolitischen Bedenken gegen weite Bereiche der 
nationalen w ie der europäischen W eltraum politik nicht 
aus dem  W ege räumen. Der politisch gewollte Aufbau 
einer „W eltraum industrie“ überschreitet die Förderung 
von G rundlagenforschung bei weitem  und stellt Indu
striepolitik dar. Für die zu erwartenden Folgen derartiger 
forschungsinduzierter Produkt- und Branchenpolitik 
sind A irbus, Schneller Brüter und Hochtem peraturreak
tor Beispiel und W arnung zugleich. wal

EG-Agrarpreise

GATT sei Dank

A nges ich ts  einer entspannten Haushaltslage haben 
sich die EG -Agrarm inister d ieses IVIal rascher als in den 
vergangenen Jahren über die Agrarpreise verständigt. 
Die Zufriedenheit der Agrarm inister -  die an erster 
Stelle wohl Interessenvertreter der Landw irte sind -  
über das Agrarpreispaket für das W irtschafts jahr 1989/ 
90 kann allerd ings kaum geteilt werden.

Gebrem st wurden die Bem ühungen der Kommission, 
unter anderem  durch einen stärkeren Abbau der Preis
stützung den ordnungspolitisch richtigen Weg zu „m ehr 
M arkt“ zu ebnen. So wurde ihr Vorschlag, den Zucker
preis um 5%  zu senken, verworfen und auf 2%  redu
ziert. Gern hätte insbesondere die deutsche Seite auf 
den Preisabschlag von 3%  bei Getreide „ve rz ich te t“ . 
G egen den an Produktionsobergrenzen gekoppelten 
autom atischen Abschlag -  einen der im Februar 1988 
vereinbarten „A grarstab ilisa toren“ -  konnte g lücklicher
weise nichts ausgerichtet werden. A llerdings wurden In
terventionszeiträum e und -Zuschläge in deutlich ge
ringerem Maße gekürzt, als von der Kom m ission mit 
dem Ziel vorgesehen worden war, den Interventionen 
ihre ursprüngliche Funktion zurückzugeben. Zudem hat 
der Agrarm inisterrat eine Senkung bzw. den Fortfall (bei 
benachteilig ten Regionen) der M itverantwortungsab
gabe für Milch durchgesetzt.

Die Landw irte sind dam it in der Agrarpreisrunde deut
lich besser weggekom m en als erwartet. Es ist aber kurz
sichtig, wenn die Agrarm in ister Reformbemühungen 
zur Verringerung der Preisstützungen konterkarieren 
und dam it eine stärkere „w ettbew erb liche Bewährung“ 
der Landw irtschaft verhindern. Sie ist näm lich notwen
dig; denn vie les spricht d a fü r -  m öglicherweise heißt es: 
GATT sei D a n k - ,  daß das bisherige üppige Beihilfewe
sen zugunsten der Agrarausfuhren der Gemeinschaft 
nicht so fortge führt w erden kann. kr

US-Handelspolitik

Belastungsprobe für G ATT-Verhandlungen

D ie  am erikanische Regierung hat zu Beginn dieses Mo
nats zum vierten Mal einen Bericht über ausländische 
Handelsschranken vorgelegt, die am erikanischen Un
ternehm en den M arktzugang versperren. Der Bericht 
konzentriert sich auf das öffentliche Auftragswesen und 
die Telekommunikation, wo ausländische Anbieter es 
besonders schwer haben und lokale M onopole vorherr
schen. Die Hauptadressaten sind Japan, Südkorea, Tai
wan, Brasilien, Indien und die EG. Neu ist, daß nunmehr 
über die reine Dokum entation der Handelshindernisse 
hinaus handelspolitischer Handlungszwang besteht. In 
den angesprochenen Ländern hat der Bericht Wellen 
der Entrüstung geschlagen. Die Rede ist von fundam en
talen M ißverständnissen, M ißachtung des GATT und 
einseitigem  Säbelrasseln. Die EG hat ihrerseits ein Sün
denregister der USA präsentiert, verbunden mit dem 
Hinweis, daß die Verhandlungen darüber im GATT statt
finden sollten.

Dem Krieg der W orte wird freilich nicht sogleich ein 
ta tsächlicher Schlagabtausch folgen. Bis zum  30. Mai 
muß die Handelsbeauftragte des am erikanischen Präsi
denten die Länder und Bereiche nennen, in denen han
delspolitische Initiativen ergriffen werden sollen, und bis 
zum 20. Juni entsprechende Verhandlungen einleiten, 
die in zwölf bis 18 M onaten zur Reduzierung bzw. Aufhe
bung der Handelsbeschränkungen führen sollen. Erst 
danach wäre gegebenenfa lls m it Vergeltungsschlägen 
zu rechnen.

Ungeachtet dieses langgestreckten Zeitplanes stel
len die bilateralen Aktivitäten der USA aber eine erhebli
che Belastungsprobe der gerade w ieder flottgemachten 
m ultilateralen GATT-Verhandlungen dar. Denn hier ste
hen die am erikanischen Unterhändler unter erhöhtem 
Erfolgsdruck, um einen aggressiv gestim m ten Kongreß 
in Schranken zu halten, zum al der Abbau des Außen- 
handelsdefizites, insbesondere gegenüber Japan, nicht 
so recht vorankom m t. ko
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